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P r o t o k o l l  

 
über die 567. Gemeinderatssitzung der Stadtgemeinde Hainburg/D. 

vom 10. Dezember 2025 
 
 
Anwesend: Vzbgm. Markus Madle (ÖVP) als Vorsitzender 

 die Stadträte Thomas Faulhuber, Bianca Kaltenbrunner, Alexander Wald (alle ÖVP); 
Thomas Häringer, Alexandra Palenik (beide OLSPÖ); Helmut Harringer (FPÖ) 
die Gemeinderäte Tim Dantinger, Michaela Dihanich, Julian Dinter,  
Mag. Radoslav Gajdos, Jakob Horvath, Dieter Kaltenbrunner, Wilhelm Kohlberger,  
Mag. Dieter Hanns Mayer, Rastislav Pavlik, Hasan Tegmen (alle ÖVP); 
Luzian Gaida, Thomas Graf, Astrid Reiterer (alle OLSPÖ);  
Elisabeth Risko, Sabrina Windisch (beide FPÖ) 
Martina Bednar, Mag. (FH) PHDR. Daniel Seeber, MBA (beide NEOS) 

Entschuldigt: Bgm. Johannes Gumprecht, STR Michaela Brenner Melchior,  
GR Kerstin Korac (alle ÖVP), GR Gerhard Gruber, GR Angelina Palenik (beide OLSPÖ) 
Unentschuldigt: Niemand 
Schriftführer:  StaDir. Ewald Bergmann 
Ort der Sitzung:  Rathaussaal 
 
 Die Einladung zu dieser Sitzung erfolgte mittels Kurrende vom 05.12.2025 
 
Beginn: 19.00 Uhr                                                                                       Ende: 22.07 Uhr 
 
 Der Vorsitzende eröffnet die Sitzung und stellt die Beschlussfähigkeit fest. 
 
Vor dem Eingehen in die Tagesordnung wird vom Vorsitzenden mitgeteilt, dass der TOP I/22 
„Kündigung des Mietvertrages mit der LT Projekt Hainburg GmbH & CoKG“ abgesetzt wird. 
 
Des Weiteren wird vom Vorsitzenden mitgeteilt, dass ein Dringlichkeitsantrag eingebracht 
wurde: 
 
Dringlichkeitsantrag NEOS (GR Martina Bednar)): „Interkommunale Zusammenarbeit“ 
 
GR Martina Bednar verliest den Dringlichkeitsantrag. 
 
Der Vorsitzende bringt den Antrag um Aufnahme in die Tagesordnung zur Abstimmung. 
 
Beschluss: Der Antrag wird abgelehnt  
Abstimmungsergebnis: mehrstimmig 
2 Stimmen dafür - NEOS 
21 Stimmen dagegen - ÖVP, FPÖ, STR Thomas Häringer, STR Alexandra Palenik,  
GR Luzian Gaida, GR Astrid Reiterer (alle OLSPÖ) 
1 Stimmenthaltung - GR Thomas Graf (OLSPÖ) 
 
 
Der Vorsitzende geht danach auf folgende  
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T a g e s o r d n u n g 
 
ein: 
 
Beschlüsse in öffentlicher Sitzung 

1) Bericht des Protokollprüfungskomitees (STR Helmut Harringer) 
2) Bericht des Bürgermeisters 
3) Voranschlag 2026 
4) Beschluss Konsolidierungsplan 
5) Änderung der Wasserleitungsabgabenordnung 
6) Änderung der Kanalabgabenordnung 
7) Vereinbarung mit der EVN Energieservices GmbH (Austausch Ladestation Hauptplatz) 
8) Verordnungskorrektur Bebauungsbestimmungen (ehem. Walzmühle) 
9) Widmung öffentliches Gut (Karpfenweg) 
10) Entwidmung öffentliches Gut (Karpfenweg) 
11) Entwidmung öffentliches Gut (Industriestraße) 
12) Entwidmung öffentliches Gut (Landstraße) 
13) Grundverkauf Industriestraße/Landstraße (Familie Jüly) 
14) Bausperre – Prüfung einer Beschränkung der zentralen BK-Widmungen  
15) Ankauf eines „Abrollbehälter Wasser“ für die FF Hainburg 
16) Vereinbarung über die Zusammenarbeit im Rahmen der Jugendbetreuung mit Römerland 

Carnuntum 
17) Bestandsvertrag mit der via donau – Österreichische Wasserstraßengesellschaft mbH 

(Teil des Behördenhafens) 
18) Unterbestandsvertrag mit Event Schifffahrt Haider e.U. 
19) Aufhebung des GR-Beschlusses „Durchführung von Geschwindigkeitsmessungen“ 
20) Aufhebung des GR-Beschlusses „Entwidmung von öffentlichem Gut – 

Braunsbergstraße“ 
21) Kündigung des Werkvertrages mit der Firma WSD Sicherheitsdienste GmbH & CoKG 
22) Abgesetzt 
23) Raumnutzungsordnung für den „Bewegungs- und Tanzraum“ im Objekt 

Baumgartnerweg 
24) Abhaltung eines Mittelalterfestes 
25) Bericht des Prüfungsausschusses 

 
 

I. Beschlüsse (in öffentlicher Sitzung) 
 
 
1. Bericht des Protokollprüfungskomitees (STR Helmut Harringer) 
 
STR Helmut Harringer berichtet namens des Protokollprüfungskomitees, dass das Protokoll der  
Gemeinderatssitzung vom 30.10.2025 überprüft, als richtig abgefasst befunden und 
unterzeichnet worden ist. Das Sitzungsprotokoll gilt daher als genehmigt. 
 
 
2. Bericht des Bürgermeisters 
 
Der Vorsitzende berichtet,  
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- dass von Landeshauptfrau Johanna Mikl-Leitner in der Sitzung der NÖ Landesregierung 
Bedarfszuweisungsmittel in der Höhe von € 200.000,00 für BZ II Aufrechterh.Liquidit.(San) 
eingebracht wurden  
- dass von Landeshauptfrau Johanna Mikl-Leitner in der Sitzung der NÖ Landesregierung 
Bedarfszuweisungsmittel aus dem Garantiebetrag in der Höhe von € 20.121,41 eingebracht 
wurden  
- dass von Landeshauptfrau Johanna Mikl-Leitner in der Sitzung der NÖ Landesregierung 
Bedarfszuweisungsmittel in der Höhe von € 6.100,00 für ESPG Straßenbeleuchtung 
eingebracht wurden  
- dass über Antrag von Landesrat Anton Kasser im Rahmen der Landes-Finanzsonderaktion – 
„Allgemein“ bezüglich des Projektes „Ankauf Feuerwehrfahrzeug DLK (FF Hainburg)“ ein 
Zuschuss zur Kreditfinanzierung in der Höhe von € 14.200,00 gewährt wird 
 
 
3. Voranschlag 2026 
 
Der Voranschlagsentwurf 2026 wurde entsprechend den Bestimmungen der VRV 2015 erstellt.  
Der Entwurf des Voranschlag 2026 einschließlich des Dienstpostenplanes lag in der Zeit vom  
25. November 2025 bis 9. Dezember 2025 im Gemeindeamt zur öffentlichen Einsicht auf. 
Während der Auflagefrist wurden keine schriftlichen Erinnerungen eingebracht. 
Der Entwurf des Voranschlag 2026 weist für den gesamten Haushalt Gesamteinnahmen von  
€ 19,213.000,00 und Gesamtausgaben von € 19,039.000,00 aus. Dies ergibt einen Überschuss 
von € 174.000,00. 
Die Beträge sind in der Beilage MFP-Finanzierungshaushalt ersichtlich und setzen sich aus den 
Summen der Einzahlungen und Auszahlungen der operativen und investiven Gebarung, sowie 
der Finanzierungstätigkeit zusammen. 
Der Überschuss des Voranschlages konnte nur durch die Veranschlagung eines 
Ausgleichsbetrages in der Höhe von € 1,887.400,00 (Haushaltsstelle 2/9400+8711 
"Kapitaltransfer aus Gemeinde-Bedarfszuweisungsmittel“ (Haushaltsausgleich) erreicht werden, 
für den von der Stadtgemeinde um die Gewährung von Bedarfszuweisungen zum 
Haushaltsausgleich angesucht wird. Es liegt daher tatsächlich ein Abgang im Haushalt in der 
Höhe von € 1,713.400,00 vor.  
Im Dienstpostenplan für das Haushaltsjahr 2026 sind insgesamt 103 Bedienstete  
(88 Vertragsbedienstete und 15 Musikschullehrer) vorgesehen. Pensionen werden an insgesamt  
3 ehemalige Gemeindebeamte ausbezahlt. 
Der in § 73 Abs. 3 der NÖ Gemeindeordnung 1973 vorgesehene mittelfristige Finanzplan wurde 
für die Jahre 2026 bis 2030 erstellt. 
Im Voranschlag wurden die Abschreibungen für das Anlagevermögen der Stadtgemeinde im 
Ergebnishaushalt angesetzt. Für die Berechnung der Höhe der Abschreibung wurde 
grundsätzlich die Nutzungsdauertabelle laut VRV 2015 verwendet. 
In einer Beilage des Voranschlages (Seiten 259-264) wurden von der Nutzungsdauertabelle laut 
VRV 2015 abweichende Nutzungsdauern verwendet und begründet.   
Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 25. November 2025 den Entwurf des 
Voranschlages 2026 einschließlich Dienstpostenplan behandelt und hat mehrstimmig die 
Beschlussfassung in der vorliegenden Form empfohlen. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge den Entwurf des Voranschlages 2026 einschließlich Dienstpostenplan,  
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mittelfristigen Finanzplan für die Jahre 2026 bis 2030, den Investitionsnachweis, die Festlegung 
der Nutzungsdauern abweichend von § 19 Abs. 10 VRV 2015, in der vorliegenden Form 
beschließen. 
Des Weiteren möge der Gemeinderat die Höhe der Kassenkredite mit € 2.297.400,00 (12% der 
Erträge des Ergebnisvoranschlages bis 31.12.2026) und die Gemeindesteuern, Gebühren und 
sonstige Abgaben laut Beilage A genehmigen. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
Von GR Martina Bednar wurden 2 (zwei) Ergänzungsanträge eingebracht: 
 
Ergänzungsantrag zu TOP 3 „Voranschlag 2026“ – Sicherstellung des Betriebs des Bergbads und 
Vorbereitung einer Gemeinde-Energiegemeinschaft  
Begründung:  
Das Bergbad ist eine zentrale Freizeitinfrastruktur für Familien, Kinder und Jugendliche in Hainburg. 
Ohne rechtzeitige Investitionen in die Chloranlage, in die Qualifikation des Personals und in eine 
zeitgemäße Digitalisierung von Kassa- und Zugangssystemen besteht das Risiko, dass der Betrieb 2026 
nicht oder nur unter großem Risiko möglich ist.  
Gleichzeitig schlägt der Konsolidierungsplan die Umsetzung einer Gemeinde-Energiegemeinschaft vor 
um den eigen erzeugten Strom aus den Photovoltaikanlagen im Bergbad zu verbrauchen. Eine 
Energiegemeinschaft kann langfristig Energiekosten senken, Klimaziele unterstützen und die 
Versorgungssicherheit erhöhen.  
Im Budget 2026 sind für notwendige Investitionen keine klaren finanziellen Rahmen vorgesehen.  
Ein Budgetrahmen von 50.000 Euro ermöglicht es, frühzeitig zu planen, notwendige Sanierungs- und 
Digitalisierungsmaßnahmen zu starten und die Energiegemeinschaft vorzubereiten, sodass das Bergbad 
2026 rechtzeitig, sicher und zukunftsfit öffnen kann. 
 
Antrag:  
Der Gemeinderat der Stadtgemeinde Hainburg an der Donau wolle zu TOP 3 folgenden 
Ergänzungsantrag beschließen:  
1. Im Voranschlag 2026 wird ein zweckgebundener Investitionsrahmen in der Höhe von 50.000 
Euro aufgenommen für:  
• die Planung und erste Maßnahmen zur Sanierung der Chloranlage des Bergbads,  
• Schulungen und Qualifizierung von Mitarbeiter:innen des Wasserwerks bzw. Badbetriebs,  
• die Digitalisierung des Zugangs- und Kassasystems (z.B. Kassaautomat, Schranken, digitale 
Zutrittslösungen),  
• die Vorbereitung und Konzeption einer Gemeinde-Energiegemeinschaft mit Fokus auf das 
Bergbad und weitere gemeindeeigene Objekte.  
 
2. Der Bürgermeister wird beauftragt, bis spätestens 30.04.2026 einen Umsetzungsvorschlag inklusive 
grobem Kosten- und Zeitplan vorzulegen, aus dem hervorgeht,  
 
• welche Maßnahmen bis zur Badesaison 2026 zwingend erforderlich sind,  
• wie der Betrieb des Bergbads 2026 sicher, rechtskonform und wirtschaftlich gewährleistet werden 
kann,  
• welche Schritte zur Gründung einer Gemeinde-Energiegemeinschaft gesetzt werden sollen.  
 
Vom Vorsitzenden wird mitgeteilt, dass nur der 1. Punkt des Ergänzungsantrages abgestimmt 
werden kann, obwohl im Voranschlag für den laufenden Betrieb und Investitionen bereits ein 
Betrag in der Höhe von € 431.800,00 berücksichtigt sind. Eine Abstimmung des 2. Punktes des 
Ergänzungsantrages ist nicht möglich, da es sich beim Inhalt des Antrages nicht um eine 
Angelegenheit des Gemeinderates gem. § 35 der NÖ GO 1973 handelt (taxative Aufzählung). 
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Beschluss des 1. Punktes des Ergänzungsantrages: Der Antrag wird abgelehnt 
Abstimmungsergebnis: Mehrstimmig 
3 Stimmen dafür – NEOS, GR Thomas Graf (OLSPÖ) 
20 Stimmen dagegen – Vzbgm. Markus Madle, STR Thomas Faulhuber, STR Alexander Wald, 
STR Bianca Kaltenbrunner, GR Tim Dantinger, GR Michaela Dihanich, GR Julian Dinter,  
GR Mag. Radoslav Gajdos, GR Jakob Horvath, GR Dieter Kaltenbrunner, GR Wilhelm Kohlberger,  
GR Mag. Dieter Hanns Mayer, GR Hasan Tegmen (alle ÖVP), STR Thomas Häringer, 
STR Alexandra Palenik, GR Luzian Gaida, GR Astrid Reiterer (alle OLSPÖ), FPÖ 
1 Stimmenthaltung – GR Rastislav Pavlik (ÖVP) 
 
 
Ergänzungsantrag zu TOP 3 „Voranschlag 2026“ – Ausrichtung der neuen Verwaltungshilfskraft 
auf Digitalisierung und Leerstandsmanagement  
Begründung:  
Hainburg beabsichtigt im Voranschlag 2026 eine Personelle Aufstockung um eine Verwaltungshilfskraft 
für 30 Stunden pro Woche. Die Schaffung dieser zusätzlichen Dienstelle ist eine Chance unsere 
Gemeinde digitaler, effizienter und zukunftsfitter zu machen – bei gleichzeitigem Fokus auf Betriebe und 
Leerstandmanagement. Hainburg verfügt bereits über digitale Werkzeuge wie Microsoft OneDrive, nutzt 
diese aber nicht konsequent. Das führt zu hohem Papierverbrauch und zusätzlicher Arbeitsbelastung. 
Nutzung von Digitaler Signatur für alle Amtsniederschriften und Dokumente, Ausbau von Digitalisierten 
Prozessen, Nutzung von Künstlichen Intelligenz und interkommunale Zusammenarbeit, um Synergien zu 
identifizieren muss vorangetrieben werden.  
Gleichzeitig fehlen ein strukturiertes Leerstandsmanagement und eine aktive Rolle der Gemeinde bei der 
Ansiedlung neuer Betriebe und Initiativen, um den Leerstand zu besetzen.  
Der Antrag stellt sicher, dass die neue Stelle klar auf diese Zukunftsaufgaben ausgerichtet wird. 
 

Antrag 
 
Der Bürgermeister der Stadtgemeinde Hainburg an der Donau wolle zu TOP 3 folgenden 
Ergänzungsantrag beschließen: 
 
Der Bürgermeister wird aufgefordert, das Dienstleistungsprofil der neu vorgesehenen 
Verwaltungshilfskraft (30 Wochenstunden) so auszugestalten, dass darin ausdrücklich folgende 
Schwerpunkte verankert sind: 
 
Digitalisierung der Verwaltung: Nutzung bestehender Werkzeuge (z.B. Microsoft OneDrive/Cloud), 
Reduktion von Papierverbrauch, Vereinfachung von Verwaltungsprozessen, Unterstützung beim Einsatz 
von KI -Werkzeugen, Organisation von Schulungen für Mitarbeiter:innen.  
Leerstandsmanagement: Aufbau und laufende Pflege einer zentralen Übersicht über Leerstände in 
Hainburg, aktiver Kontakt mit Eigentümer:innen, Unterstützung bei der Ansiedlung von Betrieben, 
Dienstleister:innen und Initiativen zur Belebung des Stadtkerns. 
Interkommunale Zusammenarbeit: Prüfung, in welchen Bereichen Verwaltungs- und 
Digitalisierungsleistungen gemeinsam mit Nachbargemeinden erbracht werden können, 
inklusive Vorschläge zur Umsetzung. 
 
Vom Vorsitzenden wird mitgeteilt, dass eine Abstimmung des Ergänzungsantrages nicht 
möglich ist, da es sich beim Inhalt des Antrages nicht um eine Angelegenheit des Gemeinderates  
gem. § 35 der NÖ GO 1973 handelt (taxative Aufzählung). 
 
 
4. Beschluss Konsolidierungsplan  
 
In dem Bericht finden sich Auszüge und Ergebnisse der bearbeiteten Themen aus den 
Sanierungsbericht und Sitzungsprotokollen. Zweck dieser Arbeitsgruppe war die Erstellung 
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eines Mehrjahresplan für den stetigen Abbau der Defizite der Gemeindeeinrichtungen, bzw. 
mittelfristigen Finanzierungsplans für einen kostendeckenden Gebührenhaushalt, und eine 
Sicherung der Liquidität. 
 
1. Kontenmonitoring – Überziehungsrahmen und Liquidität 
Augenmerk erfolgt bei diesem Punkt auf ein fortlaufendes Monitoring der Hauptverrechnungs-
konten, Einhaltung des Überziehungsrahmens und Aufrechterhaltung der Liquidität der 
Stadtgemeinde Hainburg. (Beilage 1) 
2. KIP- Mittel  
Information über Änderungsprozess betreffend die Auszahlung von KIP-Mittel durch den Bund. 
Der Bund verfügte, die KIP-Mittel 2025 nun in vier Tranchen in der Höhe von  
€ 716.196,06 in vier Tranchen 2025-2028 (Beilage 2) auszuzahlen: 
 2025: € 118.799,88 
 2026: € 286.118,82 
 2027: € 267.334,86 
 2028: €   43.942,50 
 
3. Liegenschaften 
Bei dem Thema Liegenschaftsverwaltung der Gemeinde Hainburg wurden nachstehende 
Liegenschaften bzw. Gebäude betrachtet, die einerseits hohe Kosten verursachen, andererseits 
jedoch auch hohen sozialen und Bildungswert in der Bevölkerung genießen und deshalb 
unbedingt, trotz der finanziell eingeschränkten Lage bestehen bleiben sollten. 
Dabei wird für folgende Liegenschaften ein potentieller Alternativstandort angedacht: 
- Bücherei (alte Sparkasse oder alternativ Whg. Ärztezentrum) 
- Infobüro (alte Sparkasse) 
- Stadtarchiv (alte Sparkasse) 
- Wienertordepot (alte Sparkasse) 
 
4. Verpachtungen und Vermietungen  
 
4.1. Gemeindewohnungen (Beilage 3) 
Die Gemeindewohnungen an den Standorten Burgenlandstraße, Brunnenstraße, Landstraße sind 
gänzlich alle vermietet und werden als Sozialwohnungen für Hainburg betrachtet. 
Der aktuelle durchschnittliche Mietpreis für eine Wohnung in Hainburg an der Donau liegt laut 
einer Quelle bei 12,25 Euro pro Quadratmeter (Stand 2025, bezogen auf Angebotsmieten). Die 
Miete pro Quadratmeter kann aber je nach Lage, Baujahr und Wohnungsgröße variieren: 
- Mittlere Wohnlage: ca. 12,25 €/m² 
- Einfache Wohnlage: ca. 10,05 €/m² 
- Gute Wohnlage: ca. 15,48 €/m² 
Bitte beachten Sie, dass dies eine Durchschnittsangabe basierend auf den inserierten Angeboten 
ist und die tatsächliche Miete stark von der genauen Adresse, dem Zustand und der Ausstattung 
der Wohnung abhängen kann. 
Des Weiteren werden diese Wohnungen unter dem Aspekt der sozialen Wohnungsvermietung 
betrachtet. Sozialer Wohnbau in Österreich, der maßgeblich durch Gemeindewohnungen geprägt 
ist, erfüllt zentrale gesellschaftliche und wirtschaftliche Funktionen. Er ist notwendig, um 
Wohnen als Grundbedürfnis und nicht primär als Spekulationsobjekt zu sichern. 
 
Somit sind folgende Hauptgründe maßgeblich für den angesetzten Mietpreis ausschlaggebend: 
Gewährleistung von leistbarem Wohnraum: 
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- Schutz vor Armut: Er verhindert, dass Haushalte mit geringem und mittlerem Einkommen 
durch steigende Mieten und Bodenpreise überfordert werden. Wohnkosten werden so zu einem 
kalkulierbaren Faktor. 
Soziale Stabilität und Durchmischung: 
Soziale Absicherung: Stabile und leistbare Wohnverhältnisse sind eine wichtige Grundlage für 
soziale Sicherheit und verhindern die Entstehung von Armuts- und sozialen Brennpunkten. 
Zusammengefasst bedeutet dies, dass die Vergaberichtlinien immer unter dem Aspekt des 
sozialen Wohnraums gesehen werden und die Basis für eine Vermietung darstellen. Die 
aktuellen Mietpreise sind im Einklang mit der sozialen Verantwortung und den 
durchschnittlichen Mietpreisen in Hainburg an der Donau zu sehen und bieten wenig bis gar 
keinen Raum einer Mietpreisanpassung. 
Allgemein gesehen sorgt der soziale Wohnraum dafür, dass Wohnen bezahlbar bleibt und die 
Lebensqualität für schwächere Einkommensgruppen erhalten werden kann. 
Es ergeht daher die Empfehlung an den Finanzausschuss alle Wohnung einer 
Mietpreisanpassung zuzuführen und an den Sozialausschuss die Vergaberichtlinien zu 
evaluieren. 
 
4.2. Rathaus-Wohnungen 
Durch die Sanierungsprüfer vom Land NÖ erging eine dringende Empfehlung, Liegenschaften 
monetär zu verwerten, bzw. nicht genutzte Liegenschaften zu verkaufen. Aufgrund der baulichen 
Verbundenheit dieser Wohnungen zum Rathaus scheint ein Verkauf nicht tunlich, bzw. eine 
Sanierung der Wohnungen nicht finanzierbar. Deshalb ergeht folgende Empfehlung an den 
Finanzausschuss - Räumung der Wohnungen von Lagerbestand und Archiv und Einleitung einer 
Baurechtsmodell-Renovierung mit einer gemeinnützigen Genossenschaft. Es wird dabei eine 
kostenfreie Sanierung, mehrjährigen Verwertung, ohne Eigentumsübertrag und Rückerstattung 
der Wohnungen nach einer festgelegten Nutzungsdauer angestrebt. 
 
4.3. Halterturm 
In der 556. GR-Sitzung vom 14.12.2023 wurde folgender Tarifbeschluss für den Halterturm 
durch den Gemeinderat einstimmig beschlossen: 
Tarifmodell: 
Eintages-/Abendveranstaltungen (Privatpersonen oder Vereine) 
Zugang: 1 Tag vorher ab 12:00 Uhr bis zum Folgetag 16:00 Uhr 
Mietpreis: € 400,00, Infrastruktur (Strom/Wasser) inklusive 
Endreinigung: durch Mieter (besenrein) oder gegen Aufpreis € 180,00 
Schlüsselkaution: € 100,00 
Spätere Schlüsselübergabe: Aufpreis € 50,00 pro Tag 
Bewerbung in Gemeindemedien (Newsletter, Zeitung, 3 Plakate) inkludiert 
 
Mehrtägige Ausstellungen 
4 Tage vor Termin bis 3 Tage nach Ende 
Mietpreis: € 50,00 je Öffnungs-/Ausstellungstag 
Infrastruktur inklusive 
Endreinigung und Kaution wie oben 
Spätere Schlüsselübergabe: Aufpreis € 50,00 pro Tag 
Bewerbung inkludiert 
 
Wie aus der Einnahmenübersicht 2/362000+852000 2024 ersichtlich konnten hier lediglich 300€ 
an Einnahmen erwirtschaftet werden. 
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Die voraussichtlichen Einnahmen für 2025 belaufen sich auf einem ähnlichen niedrigen 
Niveau wie 2024 und liegen bei derzeit € 600,00 (Stand 14.11.25). 
 

Basierend auf den Einnahmen aus 2024 und 2025 wären folgende Punkte für die Folgejahre 
mittelfristig von den jeweiligen zuständigen Ausschüssen neu zu bewerten: 
 
- Generelles Nutzungskonzept 
- Preisgestaltung 
Es ergeht daher die dringende Empfehlung den Wirtschaft-, Kultur- und Tourismusausschuss mit 
einer Evaluierung eines Verwertungskonzeptes und dem Finanzausschuss mit der Anpassung der 
Tarife zu betrauen. 
 
4.4. Räumlichkeiten Baumgartnerweg 1 
In der Liegenschaft Baumgartnerweg 1 befinden sich mehrere Räumlichkeiten, welche 
unterschiedlichen Organisationen zur Verfügung gestellt werden. 
 
4.4.1. Räumlichkeit ehemaliger Kleintierzüchterverein: 
Bis vor kurzem war der Kleintierzuchtverein HBG und Umgebung ein Mieter in diesem 
Gebäude. Dieser Verein wurde jedoch aufgelöst und die Räumlichkeiten würden einer 
neuerlichen Vermietung zur Verfügung stehen. 
Weiterführende Schritte: 
Hierfür wäre ein Vermietungskonzept zu erarbeiten, um neue zusätzliche Möglichkeiten für 
Vereine zu schaffen Ihre Vereinstätigkeiten auszuüben. Ein weiterer positiver Effekt wäre dabei, 
zusätzliche Einnahmen für die Stadtgemeinde zu lukrieren. 
Basierend auf dem jetzigen Gesamtzustand dieses Raumes sollte es das Ziel sein, für das Jahr 
2026 diese Räumlichkeiten so adaptiert zu haben, dass eine Vermietung stattfinden kann. Bzw. 
ein Konzept beinhalten, das dem Mieter die Möglichkeit gibt, eine Sanierung selbstständig 
durchzuführen und somit ein vergünstigter Mietpreis vorgeschrieben werden kann. 
 
4.4.2. Räumlichkeit der Hainburger Jugend: 
In der Gemeinderatssitzung vom 20.09.2012 wurde die Vergabe dieser Räumlichkeiten an die 
Hainburger Jugend, kurz HBJ, beschlossen. Der Verein HBJ hat in Eigenregie diesen Raum 
adaptiert und neu eingerichtet mit dem Ziel, einen Raum für die in HBG ansässige Jugend zu 
schaffen. 
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Vereinsziel: 
Die Hainburger Jugend (HBJ) wurde als Verein gegründet, um ein Zuhause und einen 
Treffpunkt für junge Menschen in Hainburg an der Donau zu schaffen. Der Verein verfolgt 
damit ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke und ist nicht auf Gewinnerzielung 
ausgerichtet. 
Ebenso spiegelt der Verein die Stimme der Jugend in der Gemeinde um die Bedürfnisse sowie 
Wünsche der jungen Bevölkerung in der Stadt Hainburg gegenüber der Gemeindepolitik zu 
vertreten. 
 
Weiterführende Schritte: 
Unabhängig davon wäre eine Evaluierung des GR-Beschlusses aus dem Jahr 2012 sinnvoll. In 
Abstimmung mit den Vereinsverantwortlichen sollte ein Konzept erarbeitet werden, welches 
eine wirtschaftliche Optimierung der Benutzung dieser Räumlichkeiten beinhaltet. 
 
4.4.3. Räumlichkeit der Spielgemeinschaft Stadtkapelle Hainburg - Musikverein Wolfsthal 
Die Kooperation der Stadtgemeinde Hainburg mit der Stadtkapelle Hainburg beruht auf einer 
jahrzehntelangen Partnerschaft. 2025 wurde gemeinsam das 15-jährige Bestehen des 
Proberaumes an diesem Standort gefeiert. 
Die Bereitstellung dieses Raumes, welcher auf Eigenregie und Eigenkosten der 
Spielgemeinschaft über die Jahre immer wieder modernisiert und adaptiert wurde dient als 
„Heimat“ und unverzichtbarer Proberaum für diese Organisation. 
Aufgrund der kostenfreien Bereitstellung kann die Stadtgemeinde Hainburg bei öffentlichen 
Veranstaltungen, Ehrungen und andere Events immer auf die Stadtkapelle kostenlos 
zurückgreifen. 
Diese enge Kooperation überwiegt den Mehrwehrt bei weiten im Vergleich zu möglichen 
Mieteinnahmen für diesen Raum. 
Aus heutiger Sicht und unter Abwägung der möglichen Kosten/Einnahmen Sicht ist diese 
Kooperation wirtschaftlich sinnvoll und nachvollziehbar. 
- Weiterführende Schritte: 
Eine entsprechende schriftliche Vereinbarung über Auftritte und der allgemeinen 
Kostenabrechnung sollte durch den zuständigen Ausschuss geprüft, adaptiert oder gegebenen 
Falles neu aufgesetzt werden.  
Ziel dabei wäre es ein Dokument zu erstellen, welches alle Kosten und Themen regelt, die direkt 
und indirekt mit der Nutzung und dem Betrieb dieses Raumes verbunden sind. 
 
4.5. Geschäftslokal Hauptplatz 23, „Mein Gebäck“ 
Es ergeht die Empfehlung an den Finanzausschuss mit der Prüfung und eventuellen Anpassung 
des Mietvertrages inkl.  Betriebskostenverrechnung. 
 
4.6. Turnsaalvermietung VS Hainburg 
Die Vermietung und Abrechnung der Mieteinnahmen wurde hinsichtlich Optimierungspotential 
auf Basis der Rechnungslegung 2024 geprüft. Ebenso wurden die Kostenbeiträge für die 
Vermietung der beiden Turnräumlichkeiten der Volksschule Hainburg bewertet. 
 
- Ist Stand Turnsaalvermietung VS Hainburg: 
 Bezugnehmend auf den Aktenvermerkt AZ:22-2/2023 wurde per 01.04.2023  folgende 
Verrechnungssätze definiert: 
 Vereine und Institution   € 12 pro Stunde 
 Privatpersonen    € 15 pro Stunde 
 Gewerbliche Nutzung    € 30 pro Stunde 
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Die Abrechnung basiert auf Stundenbasis und der übermittelten Stundenanzahl der jeweiligen 
Mieter. Generell ist festzuhalten, dass die Auslastung der VS-Turnräumlichkeiten im oberen 
Drittel liegt, und hier speziell in den Herbst- Wintermonaten eine deutlich erhöhte Frequenz der 
Nutzung erkennbar ist. 
Ebenso ist klar zu erkennen, dass die in Hainburg ansässigen Vereine die  größte Anzahl an 
Stunden in Anspruch nehmen. Dies zeigt, dass eine  Vermietung solcher Räumlichkeiten 
einen positiven Beitrag und ein aktives Vereinsleben in unserer Stadt fördert. 
 
- Optimierungspotential Turnsaal VS Hainburg: 
Basierend auf dem aktuellen IST- Stand ergeben sich folgende Punkte, welche durch die 
zuständigen Ausschüsse für das Jahr 26/27 überarbeitet werden sollten. Ziel dabei sollte es sein, 
dass bis September 2026 der bestehende Aktenvermerk AZ:22-2/2023 unter Berücksichtigung 
folgender Kriterien überarbeitet wird: 
 
- Vereinfachung der Abrechungsmodalitäten (Semestermodell, pre paid) 
- Evaluierung der „Nutzerkriterien“, Verein/Institution, Privatperson, gewerbliche Nutzung 
- Evaluierung der aktuellen Mietpreise in zeitlich definierten Abständen 
- Verrechnungsmodell der Volkshochschule als Nutzer 
 
4.7. Jagd => Pachtvertrag endet mit 12/2028 

Empfehlung an den Finanzausschuss - Evaluierung der Jagd mit Ende 2027. 
 
4.8. Fischerei => Pachtvertrag endet mit 12/2027 

Empfehlung an den Finanzausschuss - Evaluierung der Fischerei mit Mitte 2026. 
 
4.9. Golfplatz => Pachtvertrag endet mit 11/2040 
 
4.10. Sonstige Grundstücke und Ackerflächen –  
Empfehlung an den Finanzausschuss Preisanpassung bzw. Indexierung wo noch keine 
vertraglich geregelt wurde. (Beilage 3) 
 
5. Gebührenhaushalt - Erstellung eines kostendeckenden Haushalts  bzw.  Anpassung der 
Gebühren im Bedarfsfall: 
- Friedhofsgebühr (angepasst) 
- GAG (angepasst) 
- Wasser (TP beim nächsten FA) 
- Kanal (TP beim nächsten FA) 
 
5.1. Hort- und Kindergartengebühr 
Hort- und Kindergartenbetreuung stellen mit knapp 2 Mio € zusammen den größten 
Finanzabgang dar und wurden wie folgt bewertet: 
Sämtliche Kinderbetreuungseinrichtungen in Hainburg wurden hinsichtlich der Gruppenanzahl 
und -größen, des Personalaufwandes und der Öffnungszeiten betrachtet (Beilage 4). 
Die Beiträge der Kinderkrippe, der Kindergärten und der Horte wurden mit denen anderer 
Städte, die ähnliche kommunale Gegebenheiten wie Hainburg aufweisen, verglichen (Beilage 5). 
In sämtlichen Kinderbetreuungseinrichtungen wurden mit 1. September 2025 die Beiträge 
wertgesichert angepasst (Beilage 6). 
Ebenso wurden in der Gemeinderatsitzung am 26. Juni 2025 Neufestsetzungen der Beiträge für 
Essen bzw. Spiel- und Förderungsmaterial sowie ein Wochentarif für die Hort Ferienbetreuung 
beschlossen (Beilage 7). 
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Aus der Erfassung des IST-Standes ergaben sich folgende Anknüpfungspunkte für längerfristige 
Planungen ab 2026/27: 

• Evaluierung der Früh- und Nachmittagsbetreuungszeiten in den Hortbetrieben 
- auf Basis einer Pro-Kopf-Kostenrechnung 
- eine Nutzung der Synergien soll überdacht werden 

• Eventuelle Verschiebung/örtliche Zusammenlegung gleicher und ähnlicher Einrichtungen 
- um Synergieeffekte in der Betreuung sowie den Öffnungszeiten zu erzielen. 
- Der Campus Babenbergerstraße, der Hort Alte Poststraße sowie die Kindergärten   
Landstraße und Oppitzgasse werden dafür in Betracht gezogen. 

• Evaluierung des Kindergartenpersonals 
 
Modellvereinfachung für die Verrechnung 
- Angedacht wird eine halbjährliche Vorschreibung der Beiträge für Spiel- und 
Förderungsmaterial, in die auch das Teegeld eingebunden werden soll. 
- Betreuungsbeiträge sollen prinzipiell im Vorhinein, das Essen nach tatsächlicher Konsumation 
im Nachhinein vorgeschrieben werden. 
 
Generelle Vereinfachung der Verrechnung der Essensbeiträge über noeKIGAnet 
- Wunsch der zuständigen Buchhalterin, da einfacher für die Vorschreibung 
- Freigabe für das Programm von Seiten der Kindergartenleitung erforderlich 
- Kindergartenpersonal könnte durch tägliche Korrektur den Arbeitsaufwand reduzieren 
- Prüfung der alten Übergabevereinbarung – „Fabrikskindergarten“. 
 
5.2. Fremdenverkehrsabgabe (Nächtigungstaxe) 
Die Nächtigungstaxe wurde im § 11 des NÖ Tourismusgesetz 2023 in der Fassung vom 
09.11.2025 wie folgt geregelt: 
Im Jahr 2024 gebühren 50 % der Einnahmen aus der Nächtigungstaxe der Gemeinde und 50 % 
des Abgabenbetrages sind für das Land Niederösterreich vorgesehen. Im Jahr 2025 gebühren 55 
% der Einnahmen aus der Nächtigungstaxe der Gemeinde und 45 % des Abgabenbetrages sind 
für das Land Niederösterreich vorgesehen. 
Im Jahr 2026 gebühren 60 % der Einnahmen aus der Nächtigungstaxe der Gemeinde und 40 % 
des Abgabenbetrages sind für das Land Niederösterreich vorgesehen. 
Im Jahr 2027 gebühren 65 % der Einnahmen aus der Nächtigungstaxe der Gemeinde und 35 % 
des Abgabenbetrages sind für das Land Niederösterreich vorgesehen. 
Ab dem Jahr 2028 gebühren 70 % der Einnahmen aus der Nächtigungstaxe der Gemeinde und 30 
% des Abgabenertrages sind für das Land Niederösterreich vorgesehen. 
Die Nächtigungstaxe wurde für das Jahr 2026 aufgrund der gesetzlichen Basis (§ 15 NÖ 
Tourismusgesetz) für Nicht-Kurortgemeinden auf € 2,60 erhöht. 
Daher sind – bei annähernd gleichbleibender Nächtigungszahl – Mehreinnahmen zu erwarten. 
 
5.3. Marktgebühr 
Prüfung und Anpassung der Marktgebühr an den bestehenden Strukturen mit der Empfehlung an 
den Wirtschaftsausschuss. 
 
6. Stiftungsthemen 
Zuwendungen ca. 290k – 348k (Pakete 1 - 5 als Beilage 8) 
Abdeckung der Kosten für soziale, gemeinnützige und Jugendthemen werden unter anderem 
durch Zuwendungen der Hainburger Privatstiftung mitfinanziert: 
- Feuerwehrhaus 
- Untere Berggasse 1 
- Bergbad  
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- Funcourt 
- Mobile Jugendarbeit – Römerland 
- Essen auf Rädern 
- Vereinsförderung 
- Smartboards 
- Mittelalterfest – Kooperationsvertrag mit der VV 
- Weihnachtsmarkt – Kooperationsvertrag mit der Stiftung 
 
7. Verwaltungsvereinfachung 

Einsparung durch Schaffung neuer Strukturen, Verrechnungsmodelle und Einführung des 
elektronischen Aktes: 
- Verrechnungsvereinfachung – Verwaltung insbesondere bei der Kindergartengebühr 
- Einführung des ELAK 
 
8. Extra VA für nachstehende Gemeindeeinrichtungen 
Ziel dieser Innovation ist die genaue Bedarfsanalyse, der daraus resultierenden 
vorrausschauenden Investitionsprogramme für die Folgejahre, damit man noch effizienter und 
zielgerichteter bei der Erstellung des Gesamt-VA planen kann. 
- Wirtschaftshof 
- Verwaltung 
- Bildung 
 
9. Rechnungsabschluss 2025 
- Besonderes Augenmerk auf Ausgaben 
 
10. Schulwegsicherung und Überwachung Kurzparkzone -ruhender Verkehr 
- Die bestehenden Verträge zur Parkraumbewirtschaftung sollten überprüft werden.  
- Die Evaluierung der Kurzparkzone wurde im Verkehrsausschuss 2024 bearbeitet und wird 
nochmals als Aufnahme zur Bearbeitung empfohlen. (Protokoll vom VA als Beilage 9) 
- Die Strafhöhe bei Verkehrsdelikten wird durch den Gemeinderat per Verordnung festgelegt, 
daher wäre eine Erhöhung innerhalb der gesetzlichen Rahmenbeträge anzudenken. 
 
11. Straßenbau  
Der Straßenbau ist auf Erhaltung und Reparaturen reduziert. Es werden lediglich unabwendbare 
und sicherheitsrelevante Sanierungsmaßnahmen durchgeführt. 
 
12. Geschwindigkeitsüberwachung 
Die Betrauung des Verkehrsausschusses mit Prüfung der Machbarkeit und Implementierung 
einer Geschwindigkeitsüberwachung für das Stadtgebiet Hainburg. 
 
13. Bergbad 
Aufgrund der sozialen und gesellschaftlichen Bedeutung des Freibades, wird seitens der 
Gemeinde eine unbedingte Fortführung des Badebetriebes angestrebt. Hierfür werden 
nachstehende Option angeführt: 
 
- Option 1 - Betrieb des Freibades durch die Stadtgemeinde  Hainburg: 
Evaluierung und Attraktivierung des Freibades wurden im Sozialausschuss vom 10.3.2025 
behandelt. Darin enthalten sind alle Vorschläge zur Evaluierung der Abläufe und möglichen 
Kosteneinsparungen, die für eine Öffnung des Freibades 2026 in Betracht gezogen werden.  
Zusammenfassend und ergänzend kurz noch einmal die Punkte: 
- Öffnungsmonate reduzieren 1. Juni statt wie bisher 1. Mai. 
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- Öffnungstage reduzieren z.B. Montag Schließtag. 
- Öffnungszeiten ändern: 10.00 Uhr statt wie bisher 09.00 Uhr 
- Aufgabenverteilung neu regeln zwischen Bergbad/Wasserwerk/Bauhof. 
- Preiserhöhungen für Eintritt und Leihgebühren. 
- Reduktion der Zusatzartikel wie Windeln und Babynahrung  
- Maximale Besucheranzahl mittels Gemeindeverordnung festlegen. 
- Evaluierung der Familienkarten und der Saisonkarten, Ausgabe und Verkauf über das - 
Gemeindeamt und exakte Dokumentation und Kontrolle derselben. 
- Kassakräfte durch Ferialpraktikanten und Saisonkräfte ersetzen, oder Errichtung eines 
elektronischen Zutrittssystems  
- Evaluierung der Miet-/Pachtverträge von Tennisverein und Kantinenbetreiber. 
- Möglichkeiten zur Stromeinsparung (z.B. durch PV-Anlagen) prüfen.  
 
- Option 2 – Outsourcen 
Ausgliederung des Bergbades aus dem Gemeindebetrieb. 
 
14. Energieoptimierung - Synthese Energiegemeinschaft & PV: 
Die Nutzung erneuerbarer Energien bietet der Gemeinde Hainburg ein erhebliches 
Konsolidierungspotenzial. Einige Projekte dahingehend wurde bereits umgesetzt und weitere 
Ansatzpunkte sind angedacht: 
14.1. Gründung von Energiegemeinschaften (EEG): gemeinschaftliche Nutzung lokal 
erzeugten Stroms, Reduktion von Netzentgelten, Förderung regionaler Wertschöpfung. 
14.2. PV-Ausbau auf Gemeindeflächen: bestehende Anlagen erweitern, neue Flächen (z. B. 
Bergbad-Parkplatz, Dachflächen). 
14.3. Förderungen: Nutzung staatlicher Programme (KIP, EEG-Förderungen). 
Empfehlung: Kurzfristig PV-Ausbau auf Bergbad und Gemeindedächern starten, mittelfristig 
EEG mit Nachbargemeinden und entwickeln. 
Langfristiges Ziel: nachhaltige Senkung der Energiekosten und Stärkung regionaler 
Wertschöpfung. 
 
15. Musikschule 
Die Musikschule ist ein großer Abgangstreiber, aber auch eine wesentliche kulturelle Institution 
für das Leben in Hainburg (öffentliche Auftritte auch für die Stadtgemeinde bei Festakten, 
Nachwuchs für die Stadtkapelle, Talenteschmiede usw.). Inwieweit sich Synergien durch die 
Zusammenarbeit mit der MS Gr. Enzersdorf ergeben, ist derzeit noch nicht abschätzbar. 
Nachdem wir erst kürzlich die Elternbeiträge erhöht haben, glauben wir, dass eine weitere 
Erhöhung, wie durch das Land gefordert, derzeit nicht im Bereich des Möglichen liegt. Eine 
moderate „Inflationsabgeltung“ ab dem Schuljahr 2026/2027 könnte angedacht werden, wobei 
dabei aber ein „Mehrkinderrabatt“ als soziale Staffelung anzudenken wäre. Die Gebühren für 
erwachsene Schüler könnten eine andere Erhöhung vertragen, da im Vergleich zum 
Privatunterricht die Musikschulgebühren noch günstiger sind. 
Die Personalkosten, welche den höchsten Anteil (fast 90%) am Abgang bilden sind durch 
Landesgesetze geregelt und damit unverrückbare Fixkosten. 
Lediglich bei den Sachaufwendungen sind Einsparungen möglich. Immer noch wird die MS mit 
Strom beheizt. Ein Anschluss an die Fernwärme (Heizwerk im Bauhof) erscheint mehr als 
sinnvoll und könnte durchaus mittels Darlehen im nächsten Jahr realisiert werden.  
 
16. Wienertormuseum 
Das Heimatmuseum im Wienertor hat von Mai bis Oktober an Sonn- und Feiertagen von 12.30 – 
17.30 Uhr geöffnet. Der Eintritt beträgt € 5,00. Kinder und Jugendliche bis 16 Jahren haben 
freien Eintritt. Die personelle Besetzung wird hauptsächlich von Mitarbeiterinnen und 
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Mitarbeitern des Tourismusbüros gestellt. Einerseits gibt es das Museum im Wienertor und 
andererseits ein Museumsdepot in einer Wohnung im gemeindeeigenen Gebäude in der 
Ungarstraße. Die Homepage www.wienertor.at ist übersichtlich und bietet tolle Informationen. 
Die Arbeitsgruppe ist sehr gut vernetzt und hat einige wichtige Unterstützer und 
Kooperationspartner. Hier ein kleiner Auszug angeführt von der 
- Stadtgemeinde Hainburg 
- Privatstiftung Sparkasse Hainburg 
- BM für Kunst, Kultur, öffentlicher Dienst und Sport 
- EU – Finanziert von der Europäischen Union – NextGenerationEU 
- Europeana  
- kultur----pool 
- Pfaffenberg Archiv digital u.a. 
(Alle links finden sie auf der Homepage) 
Der Abgang lt. Bericht der Landeskontrolle im Ausmaß € 6.700,00 erscheint uns bei Betrachtung 
der Vielzahl an Aktivitäten und auch externer Finanzierungsbeiträge, sowie der Rolle als 
wichtiges wissenschaftliches Quellenreservoir nicht bedenklich. Ein Drittel des Abgangs sind 
geschätzte Personalkosten von ca. € 2.000,00 bis € 2.500,00. Diese könnten durch 
Freiwilligenleistungen reduziert werden. 
 
17. Sommerkino 
Das Sommerkino im Alten Kloster bildet einen wesentlichen Bestandteil des kulturellen Lebens 
in Hainburg und wird seit Jahren von der NÖ Kulturabteilung subventioniert. Es ist einer der 
schönsten Veranstaltungsstätten des Sommerkinos NÖ. Heuer wurde das Sommerkino mit € 
7.000,00 unterstützt. Die Gesamtkosten belaufen sich 2025 auf € 19.184,60. Den Hauptanteil 
bildet die Rechnung von Wanderkino Steininger im Ausmaß von rund € 14.349,50. Darin 
enthalten sind auch die Kosten für die Filmrechte an die Verleiher. Mehr als 50% der Einnahmen 
aus dem Kartenverkauf von € 7.069,00 geht an die Verleiher und an die AKM. Mit den 
Einnahmen aus dem Kartenverkauf, der Subvention und den Werbeeinschaltungen konnten 
Gesamteinnahmen von € 15.221,00 lukriert werden. Somit ergibt sich ein Abgang von € 
3.963,60. (Alle Zahlen Stand Nov./25). Nicht enthalten in der Abrechnung sind die unbaren 
Aufwendungen für die Bauhofmitarbeiter (Aufbau/Abbau) und den abendlichen 
Veranstaltungsdienst. Den zweiten großen Kostenblock bilden die Kosten für die Sesselmiete an 
„7events Johannes Mainx“ im Ausmaß von € 3.000,00. Hochgerechnet auf 255 Sessel an 6 
Abenden ist der Preis pro Sessel und Tag € 1,96. Die durchschnittliche Besucheranzahl betrug 
147 PAX. 
Eine Reduktion des Abgangs ist nur möglich, wenn künftighin auf Kinder und Jugendfilme 
verzichtet wird. Diese sind in den letzten Jahren immer schlecht verkauft.  
Weitere Maßnahmen wären eine Steigerung der Werbeeinnahmen, diese waren in früheren 
Jahren schon mal mehr als doppelt so hoch. Hier müsste mehr Engagement aller im Gemeinderat 
vertretenen Fraktionen erfolgen. Ein Preisvergleich bei der Sesselmiete ist einzuholen. Der 
Eintrittspreis sollte auf die Vorgaben des Co-Veranstalters XXL-Kino angepasst werden. Eine 
Reduktion der Filmabende würde keine massive Einsparung bedeuten. Festzuhalten ist, dass 
trotz des Abgangs der VA-Ansatz nicht überschritten wurde. 
 
Hainburg, 20.11.2025     f. d. B. v. 
     Für die ÖVP  Markus MADLE 
        Dieter KALTENBRUNNER 
        Dieter MAYER 
     Für die OLSPÖ Thomas HÄRINGER 
     Für die FPÖ  Sabrina WINDISCH 
     Für die NEOS Daniel SEEBER 
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Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge das vorliegende Budgetkonsolidierungskonzept beschließen. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
5. Änderung der Wasserleitungsabgabenordnung 
 
Der Gemeinderat hat zuletzt mit Wirksamkeit vom 01.01.2023 eine Anpassung der 
Wasserbezugs- und Wasseranschlussgebühren sowie der Bereitstellungsgebühren durchgeführt.  
Für die Sanierung des Hochbehälters I sowie der Wasserleitungsneubau in der Hummelstraße 
war eine Darlehensaufnahme in Höhe von € 1.120.000,00 notwendig. Im Zuge der Sanierung 
fielen nicht vorhersehbare Arbeiten an, die eine Kostensteigerung von rund € 165.500,00  
verursachten. Die Bedeckung erfolgt im Jahr 2026 durch eine zusätzliche  
Darlehensaufnahme sowie durch die Anpassung der Wassergebühren mit Wirksamkeit 
01.01.2026. 
Wie aus dem beiliegenden Betriebsfinanzierungsplan und dem Entwurf der 
Wasserabgabenordnung für die öffentliche Gemeindewasserleitung der Stadtgemeinde Hainburg 
a.d. Donau zu ersehen ist, ist zur Erreichung der Kostendeckung und Ansparung eventuell 
zukünftig notwendigen Instandhaltungsarbeiten eine Erhöhung der Wasserbezugsgebühr von 
derzeit € 1,85 auf € 2,20 je m3 Wasser und eine Erhöhung der Bereitstellungsgebühr von € 20,00 
auf € 30,00 je m3 Nennbelastung des Wassermessers erforderlich. 
Bei der Wasseranschlussabgabe ergibt sich auf Grund der valorisierten Gesamtbaukosten der 
Wasserversorgungsanlage von € 22.242.878,00 und einer Gesamtlänge des Rohrnetzes von 
54.232 Laufmetern ein Einheitssatz von € 18,00 für die Berechnung der Wasseranschlussabgabe. 
Der Betriebsfinanzierungsplan als Grundlage für die Berechnung der Wasserbezugsgebühren 
sowie die Baukosten und die Gesamtlänge des Rohrnetzes als Grundlage für die Ermittlung der 
Höhe der Wasseranschlussabgabe wurde von der Abteilung Siedlungswasserwirtschaft des 
Amtes der NÖ Landesregierung bereits am 7. Oktober 2025 auf seine Richtigkeit überprüft. 
Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 26. November 2025 die Änderung der 
Wasserabgabenordnung behandelt und schlägt dem Gemeinderat einstimmig die 
Beschlussfassung in der vorliegenden Form vor. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge den Entwurf der geänderten Wasserabgabenordnung für die öffentliche 
Gemeindewasserleitung der Stadtgemeinde Hainburg a.d.Donau mit Wirksamkeit 01.01.2026 
genehmigen. Die Wasserabgabenordnung und der Betriebsfinanzierungsplan bilden einen 
wesentlichen Bestandteil des Sitzungsprotokolls. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Mehrstimmig  
22 Stimmen dafür – ÖVP, OLSPÖ, NEOS, STR Helmut Harringer (FPÖ) 
2 Stimmenthaltungen – GR Elisabeth Risko, GR Sabrina Windisch (beide FPÖ) 
 
 
6. Änderung der Kanalabgabenordnung 
 
Der Gemeinderat hat zuletzt mit Wirksamkeit vom 01.04.2013 eine Anpassung der  
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Kanalbenützungsgebühren beschlossen. Diese Verordnung wird nach Ablauf der zweiwöchigen  
Kundmachungsfrist der Aufsichtsbehörde zur Verordnungsprüfung gemäß § 88 der NÖ 
Gemeindeordnung vorgelegt.  
Das Zivilingenieurbüro Dipl. Ing. Franz Paikl hat eine Valorisierung der Baukosten und 
Rohrnetzlängen durchgeführt und die Einheitssätze für Misch-, Schmutz- und Regenwasserkanal 
ermittelt. 
Auf Grund der valorisierten Gesamtbaukosten der Kanalisationsanlage und der Länge des 
jeweiligen Kanalnetzes ergeben sich folgende Einheitssätze für die Berechnung der 
Kanaleinmündungsabgaben: 
Mischwasserkanal: 
Bei einer Baukostensumme von € 32,017.793,00 und einer Gesamtlänge des 
Mischwasserkanalnetzes von 37.734 Laufmetern ein Einheitssatz von € 22,00; 
Schmutzwasserkanal: 
Bei einer Baukostensumme von € 2,771.605,00 und einer Gesamtlänge des 
Schmutzwasserkanalnetzes von 5.777 Laufmetern ein Einheitssatz von € 20,00; 
Regenwasserkanal: 
Bei einer Baukostensumme von € 726.305,00 und einer Gesamtlänge des 
Regenwasserkanalnetzes von 1.770 Laufmetern ein Einheitssatz von € 2,00. 
 
Zur Ermittlung der Kanalbenützungsgebühren wurde anhand des Voranschlages 2025 ein 
aktueller Betriebsfinanzierungsplan erstellt. 
Im Zuge der Neuberechnung der Kanalgebühren, wurde die Indirekteinleiterliste des 
Abwasserverbandes Raum Hainburg für das Stadtgebiet Hainburg im Detail überprüft.  
Laut §5 NÖ Kanalgesetz 1977 Abs. 2 wird ein schmutzfrachtbezogener Anteil berücksichtigt, 
wenn die eingebrachte Schmutzfracht den Grenzwert von 100 Berechnungs-
Einwohnergleichwerte überschreitet.  
Wie aus dem beiliegenden Betriebsfinanzierungsplan und dem Entwurf der 
Kanalabgabenordnung für die öffentliche Kanalisationsanlage der Stadtgemeinde Hainburg a.d. 
Donau zu ersehen ist, ist zur Erreichung der Kostendeckung eine Erhöhung der 
Kanalbenützungsgebühr auf € 2,00 (bisher 1,64) je m2 Berechnungsfläche für den 
Mischwasserkanal, den Schmutzwasserkanal sowie den Schmutz- und Regenwasserkanal 
(Trennsystem) erforderlich. Für den schmutzfrachtbezogenen Anteil gelangt ein Einheitssatz in 
Höhe von € 44,01 zur Verrechnung. 
Der Entwurf der neuen Kanalabgabenordnung und der Betriebsfinanzierungsplan liegen den 
Sitzungsunterlagen bei. 
Der Finanzausschuss hat in seiner Sitzung am 25. November 2025 einstimmig die 
Beschlussfassung des Entwurfs der neuen Kanalabgabenordnung empfohlen. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge den Entwurf der neuen Kanalabgabenordnung für die öffentliche 
Kanalisationsanlage der Stadtgemeinde Hainburg a.d.Donau mit Wirksamkeit 01. Jänner 2026 
beschließen. 
Die Kanaleinmündungsabgabe ergibt beim Mischwasserkanal bei einer Baukostensumme 
von € 32,017.793,00 und einer Gesamtlänge des Mischwasserkanalnetzes von 37.734 
Laufmetern einen Einheitssatz von 22,00, 
beim Schmutzwasserkanal bei einer Baukostensumme von € 2,771.605,00 und einer 
Gesamtlänge des Schmutzwasserkanalnetzes von 5.777 Laufmetern einen Einheitssatz von  
€ 20,00, 
beim Regenwasserkanal bei einer Baukostensumme von € 726.305,00 und einer Gesamtlänge 
des Regenwasserkanalnetzes von 1.770 Laufmetern einen Einheitssatz von € 2,00. 
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Der Einheitssatz für die Berechnung der Kanalbenützungsgebühr beträgt für den 
Mischwasserkanal, den Schmutzwasserkanal sowie den Schmutz- und Regenwasserkanal 
(Trennsystem) jeweils € 2,00 pro m2 Berechnungsfläche. Für den schmutzfrachtbezogenen 
Anteil gelangt ein Einheitssatz in Höhe von € 44,01 zur Verrechnung. 
Der Entwurf der Kanalabgabenordnung sowie der Betriebsfinanzierungsplan bilden einen 
wesentlichen Bestandteil des Sitzungsprotokolls. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Mehrstimmig  
22 Stimmen dafür – ÖVP, OLSPÖ, NEOS, STR Helmut Harringer (FPÖ) 
2 Stimmenthaltungen – GR Elisabeth Risko, GR Sabrina Windisch (beide FPÖ) 
 
 
7. Vereinbarung mit der EVN Energieservices GmbH (Austausch Ladestation Hauptplatz) 
 
Die E-Tankstelle am Standort Hauptplatz entspricht derzeit nicht den Anforderungen der 
Eichrechtsverordnung und kann daher nicht rechtskonform für die Verrechnung nach Energie 
betrieben werden. Um die rechtliche Sicherheit und Transparenz für Nutzer:innen zu 
gewährleisten, ist ein Austausch dieser Ladeinfrastruktur erforderlich. 
Die EVN übernimmt sämtliche Kosten wie Demontage des Bestandes sowie Lieferung, Material, 
Montage und Inbetriebnahme der neuen Ladestation. 
Hierfür ist ein Umstieg auf einen neuen Servicevertrag notwendig. Durch die vorliegende 
Vereinbarung tritt der ursprüngliche Servicevertrag vom 01.07.2019 außer Kraft und wird durch 
diese Vereinbarung ersetzt. 
Die Konditionen bleiben im Wesentlichen unverändert, jedoch verzichtet die Stadtgemeinde 
Hainburg für die Dauer von 10 Jahren (im Vertrag von 2019 waren es 3 Jahre) auf die 
ordentliche Kündigung des Vertrages. 
Die Vereinbarung zum Vertrag Ladestationsservice liegt dem Aktenvermerk bei. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge die Vereinbarung zum Vertrag Ladestationsservice zur Erneuerung der 
Ladeinfrastruktur sowie zur Herstellung der Eichrechtskonformität zwischen der EVN 
Energieservices GmbH und der Stadtgemeinde Hainburg a.d.Donau in der vorliegenden Form 
genehmigen. Die Vereinbarung bildet einen wesentlichen Bestandteil des Sitzungsprotokolls. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Mehrstimmig  
22 Stimmen dafür – ÖVP, OLSPÖ, FPÖ 
2 Stimmenthaltungen – NEOS 
 
 
8. Verordnungskorrektur Bebauungsbestimmungen (ehem. Walzmühle) 
 
In der Sitzung des Gemeinderates am 30. Oktober 2025 wurde die Änderung des 
Bebauungsplans samt den Bebauungsbestimmungen (ehem. Walzmühle) beschlossen. 
Bei der Verordnung der Bebauungsbestimmungen wurde unter Punkt 12 „Besondere 
Bebauungsbestimmungen“ in die besonderen Bebauungsbestimmungen (BB2) die 
Bestimmungen für die ehem. Walzmühle aufgenommen.  



18 

Die besonderen Bebauungsbestimmungen (BB2 und BB3) wurden aber bereits textlich bei der 
Änderung des Bebauungsplanes (ehem. Kaserne) angewendet. Somit müssen nunmehr die 
besonderen Bebauungsbestimmungen für die ehem. Walzmühle BB4 lauten. 
Die entsprechende Verordnung liegt dem Aktenvermerk bei.   
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge die beiliegende Verordnungskorrektur in Bezug auf die ehem. 
Walzmühle beschließen.  
Die beiliegende Verordnung bildet einen wesentlichen Bestandteil des Sitzungsprotokolls. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Mehrstimmig  
22 Stimmen dafür – ÖVP, OLSPÖ, FPÖ 
2 Gegenstimmen – NEOS 
 
 
9. Widmung öffentliches Gut (Karpfenweg) 
 
Im Zuge der Vermessung des Grundstückes Nr.1124/49 (Eigentümer: Herr PhDr. Martin Kura 
BSc), Karpfenweg 4 durch Dipl. Ing. Gernot Taubenschuß wurde bei einer gemeinsamen 
Grenzverhandlung festgestellt, dass Teilflächen nicht der richtigen Widmung entsprechen. 
Es wurde eine Vermessungsurkunde durch den Ingenieurkonsulent für Vermessungswesen Dipl. 
Ing. Gernot Taubenschuß vom 19. Mai 2025 erstellt. Es wird an die Stadtgemeinde Hainburg 
a.d.Donau die Teilfläche 1 vom Grundstück Nr.1124/49 im Ausmaß von 2 m² lastenfrei und 
kostenlos in das öffentliche Gut abgetreten. 
Die Teilfläche 1 wird der Grundstücks Nr.1124/5 zugeteilt. Die abzutretende Teilfläche wird in 
die EZ.2644, KG 05104 Hainburg an der Donau miteinbezogen. 
Die Übernahme der Teilfläche 1 in das öffentliche Gut ist an der Amtstafel kundzumachen. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge die Übernahme der Teilfläche 1 (2 m²) vom Grundstück 1124/49 laut 
beiliegendem Vermessungsplan des Ingenieurkonsulent für Vermessungswesen Dipl. Ing. 
Gernot Taubenschuß vom 19. Mai 2025, GZ.6785 in das öffentliche Gut der Stadtgemeinde 
Hainburg genehmigen. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
10. Entwidmung öffentliches Gut (Karpfenweg) 
 
Im Zuge der Vermessung des Grundstückes Nr.1124/49 (Eigentümer: Herr PhDr. Martin Kura 
BSc), Karpfenweg 4 durch Dipl. Ing. Gernot Taubenschuß wurde bei einer gemeinsamen 
Grenzverhandlung festgestellt, dass Teilflächen nicht der richtigen Widmung entsprechen. 
Es wurde eine Vermessungsurkunde durch den Ingenieurkonsulent für Vermessungswesen Dipl. 
Ing. Gernot Taubenschuß vom 19. Mai 2025 erstellt. Es wird an Herrn PhDr. Martin Kura BSc. 
die Teilfläche 2 vom Grundstück Nr.1124/5 im Ausmaß von 3 m² lastenfrei und kostenlos vom 
öffentlichen Gut übergeben.  
Die Teilfläche 2 wird der Grundstücks Nr.1124/49 zugeteilt.  
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Die Entlassung der Teilfläche 2 aus dem öffentlichen Gut der Stadtgemeinde Hainburg 
a.d.Donau ist an der Amtstafel kundzumachen. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge die Entlassung der Teilfläche 2 (3 m²) vom Grundstück 1124/5 laut 
beiliegendem Vermessungsplan des Ingenieurkonsulent für Vermessungswesen Dipl. Ing. 
Gernot Taubenschuß vom 19. Mai 2025, GZ.6785 aus dem öffentlichen Gut der Stadtgemeinde 
Hainburg genehmigen. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
11. Entwidmung öffentliches Gut (Industriestraße) 
 
Im Zuge der Vermessung des Grundstückes Nr..444 (Eigentümer: Herr Franz und Irmgard Jüly), 
Landstraße 58 durch Dipl. Ing. Gerhard Senftner wurde bei einer gemeinsamen 
Grenzverhandlung festgestellt, dass Teilflächen nicht der richtigen Widmung entsprechen. 
Es wurde eine Vermessungsurkunde durch den Ingenieurkonsulent für Vermessungswesen Dipl. 
Ing. Gerhard Senftner vom 13. November 2025 erstellt. Es wird von der Stadtgemeinde 
Hainburg a.d.Donau die Teilfläche 1 vom Grundstück Nr.1628 im Ausmaß von 68 m² lastenfrei 
und kostenlos vom öffentlichen Gut übergeben.  
Die Teilfläche 1 wird der Grundstücks Nr..444 zugeteilt.  
Die Entlassung der Teilfläche 1 aus dem öffentlichen Gut der Stadtgemeinde Hainburg 
a.d.Donau ist an der Amtstafel kundzumachen. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge die Entlassung der Teilfläche 1 (68 m²) vom Grundstück 1628 laut 
beiliegendem Vermessungsplan des Ingenieurkonsulent für Vermessungswesen Dipl. Ing. 
Gerhard Senftner vom 13. November 2025, GZ.9622-1 aus dem öffentlichen Gut der 
Stadtgemeinde Hainburg genehmigen. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
12. Entwidmung öffentliches Gut (Landstraße) 
 
Im Zuge der Vermessung des Grundstückes Nr..444 (Eigentümer: Herr Franz und Irmgard Jüly), 
Landstraße 58 durch Dipl. Ing. Gerhard Senftner wurde bei einer gemeinsamen 
Grenzverhandlung festgestellt, dass Teilflächen nicht der richtigen Widmung entsprechen. 
Es wurde eine Vermessungsurkunde (Qualitätsverbesserung) durch den Ingenieurkonsulent für 
Vermessungswesen Dipl. Ing. Gerhard Senftner vom 06. November 2024 erstellt. Es wird von 
der Stadtgemeinde Hainburg a.d.Donau das Grundstück Nr.1630 im Ausmaß von 14 m² 
lastenfrei und kostenlos vom öffentlichen Gut übergeben. Ursprünglich war dieses Grundstück 
mit 47 m² ausgewiesen. Aufgrund der Nichteinarbeitung von Urkundendokumenten aus 
vergangenen Jahren durch das Vermessungsamt kommt es nun zu einer Differenz von 33 m².   
Die Grundstück Nr.1630 wird der Grundstücks Nr..444 zugeteilt.  
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Die Entlassung des Grundstückes Nr. 1630 aus dem öffentlichen Gut der Stadtgemeinde 
Hainburg a.d.Donau ist an der Amtstafel kundzumachen. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge die Entlassung des Grundstückes Nr.1630 (14 m²) laut beiliegendem 
Vermessungsplan des Ingenieurkonsulent für Vermessungswesen Dipl. Ing. Gerhard Senftner 
vom  
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
13. Grundverkauf Industriestraße/Landstraße 
 
Herr Franz und Frau Irmgard Jüly, wohnhaft in 2460 Bruck a.d.Leitha, Feldgasse 75 sind mit 
Schreiben vom 28. Oktober 2025 an die Stadtgemeinde Hainburg a.d.Donau mit der Absicht 
herangetreten, eine Teilfläche der Industriestraße (Grdst.Nr.1628) sowie der Landstraße 
(Grdst.Nr.1630) zu kaufen. Das angrenzende Grundstück Nr..444 ist im Eigentum der Familie 
Jüly. 
Für das Teilstück 1 im Ausmaß von 68 m² vom Grundstück Nr.1628 liegt ein Teilungsplan des 
Ingenieurkonsulent für Vermessungswesen Dipl. Ing. Gerhard Senftner vom 13. November 
2025, GZ.9622-1 vor. 
Für das Grundstück Nr.1630 im Ausmaß von 14 m², welches zur Gänze gekauft werden möchte, 
liegt eine Vermessungsurkunde des Ingenieurkonsulent für Vermessungswesen Dipl. Ing. 
Gerhard Senftner vom 06. November 2024, GZ.:9622Q (Qualitätsverbesserung) vor. 
Die Richtigstellungen der Grundgrenzen, welche bereits in der Natur durch Einfriedungsmauern 
vorgegeben sind, werden durch den Grundkauf nun rechtlich verbüchert. 
Die Änderungen der Flächenwidmung für die oben angeführten Grundflächen werden in der 
nächsten Änderung des Raumordnungsprogrammes berücksichtigt. Das Teilstück 1 im Ausmaß 
von 68 m² vom Grundstück Nr.1628, EZ.2644 und die Grundfläche im Ausmaß von 14 m² vom 
Grundstück Nr.1630, EZ.2644 werden dem öffentlichen Gut entwidmet. 
Sämtliche Kosten, die mit diesem Grundverkauf verbunden sind, gehen zu Lasten des Käufers. 
Vom Bauamt der Stadtgemeinde Hainburg a.d.Donau wird der beiliegende Entwurf des 
Kaufvertrages betreffend Verkauf der oben genannten Grundflächen zur Beschlussfassung durch 
den Gemeinderat vorgelegt. 
Der vereinbarte Kaufpreis für die beiden Grundflächen im Gesamtausmaß von 82 m² beträgt  
€ 150,00 je m², somit € 12.300,00 abzüglich der Immobilienertragssteuer von € 430,50, ergibt 
eine Gesamtsumme von € 11.869,50. 
Der Finanzausschuss empfiehlt einstimmig in seiner Sitzung am 25. November 2025 den 
Verkauf der oben angeführten Grundflächen zum entsprechend angeführten Kaufpreises. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge den vorliegenden Kaufvertrag mit Herrn Franz und Frau Irmgard Jüly, 
wohnhaft in 2460 Bruck a.d.Leitha, Feldgasse 75 betreffend den Verkauf der Grundflächen 
(Grdst.Nr.1628 im Ausmaß von 68 m² und Grdst.Nr.1630 im Ausmaß von 14 m²), zum 
vereinbarten Kaufpreis von € 150,00 je m², d.s. € 12.300,00 abzüglich der 
Immobilienertragssteuer von € 430,50, ergibt somit eine Gesamtsumme von € 11.869,50, gemäß 
dem Teilungsplan vom 13. November 2025, GZ.9622-1 und der Vermessungsurkunde vom 06. 
November 2024, GZ.9622Q, des Ingenieurkonsulent für Vermessungswesen Dipl. Ing. Gerhard 
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Senftner genehmigen. Die Grundflächen (Grdst.Nr.1628 im Ausmaß von 68 m² und 
Grdst.Nr.1630 im Ausmaß von 14 m²) werden dem öffentlichen Gut entwidmet. 
Der Entwurf des Kaufvertrages bildet einen wesentlichen Bestandteil des Sitzungsprotokolls. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
14. Bausperre – Prüfung einer Beschränkung der zentralen BK-Widmungen 
 
Die Gemeinde Hainburg a. d. Donau beabsichtigt die Änderung des örtlichen 
Raumordnungsprogramms. 
Gemäß § 26 (1) NÖ ROG 2014 idgF. wird für die in der Plandarstellung Nr. „R-
0602/Bausperre_2025_BK-6WE“ ausgewiesenen Bauland Kerngebiete (BK) eine Bausperre 
erlassen.  
Die Stadtgemeinde Hainburg a. d. Donau verzeichnet seit dem Jahr 2010 ein anhaltend starkes 
Bevölkerungswachstum, das aus dem überregionalen Siedlungsdruck des Wirtschaftsraums 
Wien–Bratislava („Twin City Region“) resultiert. Auch im Bereich des Zentrums und der 
zentralen Bauland Kerngebiete ist eine deutliche Zunahme der eingereichten Wohneinheiten zu 
beobachten. 
Die bestehende Bebauungsstruktur der Bauland-Kerngebiete ist durch kompakte, geschlossene 
Bauweisen, charakteristische, großteils enge Straßenräume, überwiegend zwei- bis 
dreigeschossige Baustrukturen, hofseitige Grün- und Freiflächen sowie eine historisch 
gewachsene Funktionsdurchmischung geprägt. 
Aufgrund des Fehlens einer klaren Obergrenze der möglichen Wohneinheiten innerhalb der 
Widmung Bauland-Kerngebiet (BK) besteht ein erhebliches Potential für übermäßige 
innerörtliche Nachverdichtung, was zu folgenden Problemen führt: 

- strukturelle Überformung der historisch gewachsenen Bebauungs- und 
Parzellenstrukturen, 

- unverhältnismäßige Erhöhung der Bevölkerungsdichte in Bereichen mit begrenzter 
verkehrlicher Erschließung, 

- steigende Belastung der technischen Infrastruktur (Kanal, Wasser, Verkehr) und der 
sozialen Infrastruktur (Kinderbetreuung, Schulen). 

Die Gemeinde beabsichtigt daher, für die Widmungsart Bauland-Kerngebiet eine Beschränkung 
der höchstzulässigen Anzahl an Wohneinheiten pro Grundstück auf maximal sechs (BK-6WE) 
zu prüfen. 
Die Bausperre dient der Sicherung der erforderlichen Grundlagenforschung, insbesondere von: 

- Bestands- und Funktionsanalysen der Kerngebiete, 
- Evaluierungen der Verträglichkeit künftiger Bebauungsdichten, 
- Bewertungen der Kapazität der sozialen und technischen Infrastruktur, 
- raumstrukturellen und ortsbildrelevanten Untersuchungen. 

Um zu verhindern, dass bis zur Erlassung der geänderten Festlegungen strukturstörende 
Bauvorhaben entstehen, ist die Erlassung einer Bausperre erforderlich. 
Gemäß § 26 (5) NÖ ROG 2014 werden Bauverfahren, die zum Zeitpunkt der Kundmachung der 
Bausperre bereits anhängig waren, hierdurch nicht berührt. 
 

Antrag des Stadtrates 
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Der Gemeinderat möge die Erlassung einer Bausperre gemäß § 26 (1) NÖ ROG 2014 idgF. wird 
für die in der Plandarstellung Nr. „R-0602/Bausperre_2025_BK-6WE“ ausgewiesenen Bauland 
Kerngebiete (BK) beschließen. 
Die beiliegende Verordnung bildet einen wesentlichen Bestandteil des Sitzungsprotokolls. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Mehrstimmig  
22 Stimmen dafür – ÖVP, OLSPÖ, FPÖ 
2 Gegenstimmen – NEOS 
 
 
15. Ankauf eines „Abrollbehälter Wasser“ für die FF Hainburg 
 
Auf Grund der Feuerwehrausrüstungsverordnung 2025 wäre die Anschaffung von  
2 „Hilfsleistungsfahrzeugen 2 (HLF2)“ im Jahr 2026 erforderlich. Die Kosten für beide „HLF2“ 
betragen ca. € 1.100.000,00.  
Vom Kommandanten der FF Hainburg wurde mitgeteilt, dass an Stelle der beiden „HLF2“ 
die Anschaffung eines „Abrollbehälter Wasser (WLA-Wasser)“ mit einem Fassungsvolumen 
von ca. 8000 Liter möglich wäre.  
Laut Feuerwehrausrüstungsverordnung sind 12.000 Liter Löschwasser auf Räder 
vorgeschrieben. Durch die Anschaffung des „WLA-Wasser 8000L“ könnte ein Teil davon 
kompensiert werden. Die Kosten für diesen Behälter samt Zubehör belaufen sich auf  
ca. € 130.000,00. 
Somit ergibt sich ein Einsparungspotenzial in der Höhe von ca. € 970.000,00. 
Die Lieferzeit beträgt 14 Monate nach technischer Freigabe durch den Auftraggeber. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge den Ankauf eines „Abrollbehälter Wasser“ samt Zubehör für die  
FF Hainburg beschließen. Die Gesamtkosten betragen ca.€ 130.000,00.  
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
16. Vereinbarung über die Zusammenarbeit im Rahmen der Jugendbetreuung mit 
Römerland Carnuntum 
 
Um die qualitative Arbeit in der Gemeinde fortzuführen und auszubauen, soll die „Römerland 
Carnuntum Jugend“ auch für das Jahr 2026 mit den Agenden der Jugendbetreuung im Rahmen 
der Kinder- und Jugendhilfe betraut werden. 
 
Wie in den letzten Jahren werden folgende Schwerpunkte forciert: 

- Betreuung, Begleitung und Beratung im Rahmen der mobilen Jugendarbeit 
- Einzelmaßnahmen und Aktivitäten mit Jugendlichen 
- Begleitmaßnahmen wie Öffentlichkeitsarbeit 
- Inklusion/Integration 
- Prävention (z.B. Gewalt- und Suchtprävention) 

 
Die mobile Jugendarbeit umfasst 47 Stunden/Woche und setzt sich wie folgt zusammen: 
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Montag, Dienstag, Mittwoch ein Mitarbeiter (zweiter Mitarbeiter wird über ein Interreg Projekt 
gefördert) und Freitag jeweils 4 Stunden plus eine Stunde Vor- bzw. Nachbearbeitung. 
Restliche Stunden: Standortleitung, Administration, Projekte, Besprechungen, Supervision, 
Weiterbildung, etc. 
Die Gesamtkosten betragen, abhängig von den KV-Verhandlungen für 2026, ca. € 73.000,00. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge die Vereinbarung über die Zusammenarbeit im Rahmen der 
Jugendbetreuung mit der „Römerland Carnuntum Jugend“ beschließen. Die Gesamtkosten 
betragen ca. € 73.000,00. 
Die beiliegende Vereinbarung bildet einen wesentlichen Bestandteil des Sitzungsprotokolls. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Mehrstimmig  
22 Stimmen dafür – ÖVP, OLSPÖ, NEOS, STR Helmut Harringer (FPÖ) 
2 Stimmenthaltungen – GR Elisabeth Risko, GR Sabrina Windisch (beide FPÖ) 
 
 
17. Bestandsvertrag mit der via donau – Österreichische Wasserstraßengesellschaft mbH 
 
Der Gemeinderat hat zuletzt in seiner Sitzung am 27.01.2016 einen Bestandsvertrag mit der 
Republik Österreich betreffend die Lände im Behördenhafen Hainburg mit einer Laufzeit bis 
31.12.2025 abgeschlossen. 
Dieser Bestandsvertrag soll nunmehr um weitere 10 Jahre verlängert werden. Die Republik 
Österreich als Eigentümerin der Liegenschaft EZ 2380, Grundbuch 05104 Hainburg an der 
Donau, GSt.-Nr. 1617/1 hat der via donau – Österreichische Wasserstraßen-Gesellschaft mbH. 
mit Fruchtgenussvertrag vom 29.01.2016 das Fruchtgenussrecht über die gegenständliche 
Liegenschaft eingeräumt. 
Von der via donau wurde der Stadtgemeinde der beiliegende Entwurf eines Bestandsvertrages 
über die private Lände am rechten Ufer zwischen Strom-km 1883,585 und Strom-km 1883,555 
zur Beschlussfassung durch den Gemeinderat vorgelegt. 
Der Bestandsvertrag sieht eine Laufzeit vom 01.01.2026 bis 31.12.2035 vor. Der jährliche 
indexgesicherte Bestandzins beträgt € 583,92, sowie ein einmaliger Betrag für die Erstellung des 
Vertragsdokuments in der Höhe von € 327,60. 
 

Antrag des Stadtrates 
 
Der Gemeinderat möge mit der via donau – Österreichische Wasserstraßen-Gesellschaft mbH. 
einen Bestandsvertrag über die private Lände am rechten Ufer zwischen Strom-km 1883,585 und 
Strom-km 1883,555 mit einer Laufzeit vom 01.01.2026 bis 31.12.2035, einem jährlichen 
indexgesicherten Bestandszins von € 583,92, sowie einmaligen Kosten für die Vertragserstellung 
von € 327,60 abschließen. Der Entwurf des Bestandsvertrages bildet einen wesentlichen 
Bestandteil des Sitzungsprotokolls. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
18. Unterbestandsvertrag mit der Event Schifffahrt Haider e.U. 
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Die Stadtgemeinde Hainburg a. d. Donau hat in der Sitzung des Gemeinderats am 10.12.2025 
einen Bestandsvertrag mit der Republik Österreich, vertreten durch die via donau – 
Österreichische Wasserstraßen-Gesellschaft mbH, hinsichtlich einer Teilfläche des Grundstücks 
Nr. 1617/1, EZ 2380, KG Hainburg a. d. Donau, Uferböschung am rechten Ufer des 
Donaustroms zwischen Strom-km 1883,585 und Strom-km 1883,555, Ländenlänge 30m,  
(im Behördenhafen Hainburg a. d. Donau) mit einer Laufzeit bis zum 31.12.2035 beschlossen.  
Diese in Bestand genommene Lände wurde Herrn Markus Haider, Event Schifffahrt Haider, mit 
einer Nutzungsvereinbarung (letzter Gemeinderatsbeschluss vom 28.09.2017) zur Verfügung 
gestellt. Die Laufzeit der Vereinbarung beträgt vom 01.01.2016 bis zum 31.12.2025. Da diese 
Vereinbarung mit Ende des Jahres ausläuft, hat Herr Haider um deren Verlängerung angesucht. 
Der jährliche Bestandszins beträgt 600,00 €, zuzüglich 20 % Umsatzsteuer, somit insgesamt  
€ 720,00. Er wird jährlich im Januar vorgeschrieben. 
Dieser wird mit dem VPI 2020 wertgesichert. Ausgangspunkt ist die Indexzahl des Monats 
Oktober 2025 (129). Indexschwankungen bis einschließlich 5 % nach oben oder unten bleiben 
unberücksichtigt. 
Als Aufwandsentschädigung für Mühewaltung für die Errichtung der Vereinbarung mit der via 
donau ist einmalig ein Betrag in Höhe von € 327,60, vom Unterbestandsnehmer zu entrichten. 
 

Antrag des Stadtrates 
 
Der Gemeinderat möge mit der Event Schifffahrt Haider den im Entwurf beiliegenden 
Unterbestandsvertrag für die Lände im Behördenhafen Hainburg/Donau, Strom-km 1883,585 bis 
1883,555 genehmigen. Der Entwurf des Unterbestandsvertrages bildet einen wesentlichen 
Bestandteil des Sitzungsprotokolls. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
19. Aufhebung des GR-Beschlusses „Durchführung von Geschwindigkeitsmessungen“ 
 
In der Gemeinderatsitzung vom 24. September 2020 wurde unter Tagesordnungspunkt  
I/4 „Durchführung von Geschwindigkeitsmessungen“ die Auftragsvergabe an die Firma 
Wolfgang Tlapak beschlossen.  
Aufgrund der nicht eindeutig geklärten Rechtslage wurde bis dato keine Auftragserteilung an das 
genannte Unternehmen vergeben. Es fanden jedoch laufend Gespräche zwischen Vertretern der 
Stadtgemeinde und Herrn Wolfgang Tlapak statt. 
Mit der 35. Novelle der StVO vom 30. April 2024 wurde unter anderem die gesetzliche 
Grundlage geschaffen, die es Gemeinden ohne Wachkörper ermöglicht, im Wege und auf 
Grundlage einer Verordnung des jeweiligen Landes, punktuelle Geschwindigkeitsmessungen auf 
Gemeindestraßen vorzunehmen. 
Nach Rücksprache mit der NÖ Landesregierung, Abteilung Verkehr & Technik, ist die 
Übertragung von Aufgaben der Verkehrspolizei an Gemeinden in Niederösterreich auch 
zukünftig nicht vorgesehen. 
Herr Wolfgang Tlapak hat mit E-Mails vom 22. und 30.10.2025 eine Beschwerde an das Amt 
der NÖ Landesregierung, Abt. IVW3, wegen Nichtumsetzung des Gemeinderatsbeschlusses 
eingebracht.  
Mit Schreiben vom 21. November 2025 wurde die Stadtgemeinde Hainburg a.d.Donau von der 
Bezirkshauptmannschaft als Gemeindeaufsichtsbehörde aufgefordert, das GR-Protokoll samt 
Einladungskurrende zu übermitteln, in dem der Beschluss gefasst wurde, dass der Beschluss der 
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GR-Sitzung vom 24.09.2020, TOP I/4, aufgehoben und der der Rechtsordnung entsprechende 
Zustand wieder hergestellt wird. 
 

Antrag des Stadtrates: 
 
Der Gemeinderat möge beschließen, dass der Beschluss „Durchführung von 
Geschwindigkeitsmessungen“, welcher in der Sitzung des Gemeinderates am 22.04.2025 unter 
TOP I/4 beschlossen wurde, aufgehoben wird. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
20. Aufhebung des GR-Beschlusses „Entwidmung von öffentlichem Gut – 
Braunsbergstraße“ 
 
Anlässlich einer Aufsichtsbeschwerde wurde von der Bezirkshauptmannschaft als 
Gemeindeaufsichtsbehörde festgestellt, dass die Verordnung des Gemeinderates der 
Stadtgemeinde Hainburg a.d.Donau vom 22.04.2025, AZ.: 612/2025/MED, durch welche gemäß 
§ 6 Abs. 2 des NÖ Straßengesetzes LGBl.8500-0 die Teilfläche 1 des Grundstückes Nr. 1751/8, 
EZ.2644, KG Hainburg a.d.Donau im Ausmaß von 35.960 m² lt. Dipl.Ing. Gernot Taubenschuß, 
GZ 6753, als Gemeindestraße aufgelassen wurde und damit dem öffentlichen Verkehr entwidmet 
wird, rechtswidrig ist. 
Im § 6 Abs.2 des Nö StraßenG in der Fassung LGBl. 8500-3 zuletzt geändert durch LGBl. 
57/2015 findet sich keine Rechtsgrundlage für die Erlassung einer Verordnung zur Entwidmung 
einer Gemeindestrasse.  
Die Verordnung ist umgehend, spätestens bei der nächsten Gemeinderatsitzung aufzuheben, 
darüber zu berichten und das Protokoll der Gemeinderatsitzung unter Anschluss der 
Einladungskurrende an die Aufsichtsbehörde zu übermitteln 
Auch wird festgehalten, dass – da es sich weiterhin um eine öffentliche Straße handelt – für die 
Errichtung einer Schrankenanlage ein Verfahren nach § 12 Nö StraßenG durchzuführen ist. 
Über die Durchführung der einzelnen Verfahrensschritte ist jeweils der Aufsichtsbehörde zu 
berichten. 
 

Antrag des Stadtrates: 
 
Der Gemeinderat möge beschließen, dass die Verordnung vom 22.04.2025,  
AZ.: 612/2025/MED, welche in der Sitzung des Gemeinderates am 22.04.2025 unter  
TOP I/4 „Entwidmung von öffentlichem Gut“ – Braunsbergstraße“ beschlossen wurde, 
aufgehoben wird. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
21. Kündigung des Werkvertrages mit der Firma WSD Sicherheitsdienste GmbH & CoKG 
 
In der Sitzung des Gemeinderates vom 24.09.2020 wurde der Auftrag nach Gegenüberstellung von 
drei Vergleichsangeboten dem günstigsten Bieter WSD Sicherheitsdienste GmbH & Co.KG zu  
einem Stundensatz von € 25,00 netto erteilt, wobei zwei MitarbeiterInnen mit einer wöchentlichen 
Stundenzahl von je 30/h pro Woche als Berechnungsbasis herangezogen wurde. 
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Dies ergibt bei 4,33 Wochen/Monat einen monatlichen Auftragswert von netto € 6.495,00. 
Da der Vertrag jederzeit unter Einhaltung einer 6-monatigen Kündigungsfrist auflösbar ist, wurde ein 
jährlicher Auftragswert von € 77.940,00 errechnet. 
Durch die Wahl dieser Berechnungsmethode wurde somit ein Auftragswert unter € 100.000 ermittelt 
(€77.940,00 für 12 Monate) und der Auftrag Schulwegsicherung und Parkraumüberwachung mit 
Direktvergabe vergeben. 
Im Zuge einer Eingabe einer Privatperson wurde von der Aufsichtsbehörde mitgeteilt, dass für diese 
Auftragsvergabe ein unzulässiges Vergabeverfahren („Direktvergabe“) angewendet wurde. 
Lt. Rechtsansicht und Berechnung der Aufsichtsbehörde hätte der geschätzte Auftragswert des 
Dienstleistungsauftrages infolge unbefristeter Dauer € 311.760,00 (€ 6.495,00 x 48 Monate) betragen 
und der Auftrag öffentlich mit Bekanntmachung ausgeschrieben werden müssen. 
Es wurde daher der Stadtgemeinde dringend empfohlen die Rahmenbedingungen dieses Vertrages 
neu zu evaluieren und eine Kündigung desselben sowie eine Neuausschreibung der Dienstleistungen 
zu prüfen. Die Neuausschreibung dieses Dienstleistungsauftrages sollte – aufgrund der 
Fehleranfälligkeit eines komplexen Vergabeverfahrens (offenes Verfahren/Verfahren mit 
Bekanntmachung) – mithilfe einer auf Vergaberecht spezialisierten Rechtsanwaltskanzlei erfolgen. 
Der Vertrag kann jederzeit unter Einhaltung einer 6-Monatsfrist, monatlich jeweils zum 
Monatsletzten mittels eingeschriebenen Briefes gekündigt werden. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge beschließen, dass der Werkvertrag mit der WSD Dienstleistungen GmbH 
(Rechtsnachfolger der WSD Sicherheitsdienste GmbH & Co.KG), mit Wirksamkeit vom 
31.12.2025 gekündigt wird. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
22. Abgesetzt 
 
 
23. Raumnutzungsordnung für den „Bewegungs- und Tanzraum“ im Objekt 
Baumgartnerweg 
 
Der Ausschuss für Umweltmanagement und Vereine hat in seiner Sitzung am 11. November 
2025 einstimmig eine Nutzungsvereinbarung für den Bewegungs- und Tanzraum im  
Gebäude Baumgartnerweg 1 erarbeitet. 
In der Sitzung des Finanzausschusses vom 25 November 2025 wurde folgende Tarifstundensätze 
einstimmig empfohlen: € 10,00 für Vereine, € 13,00 für Privatpersonen und € 20,00 für die 
gewerbliche Nutzung. Die Verrechnung der Benützungsgebühr soll pro Semester erfolgen. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge die Raumnutzungsordnung für den „Bewegungs- und Tanzraum“ im 
Objekt Baumgartnerweg 1 beschließen. Die beiliegende Raumnutzungsordnung bildet einen 
wesentlichen Bestandteil des Sitzungsprotokolls. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
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24. Abhaltung eines Mittelalterfestes 
 
Die Stadtgemeinde Hainburg a.d.Donau beabsichtigt auch im Jahr 2026 wieder ein 
Mittelalterfest abzuhalten, um den eingeschlagenen Weg zur touristischen Positionierung als 
„Die Mittelalterstadt“ weiter fortzusetzen. Das Mittelalterfest soll gemeinsam mit der 
Vermögensverwaltung Sparkasse Hainburg Privatstiftung Ges.m.b.H. veranstaltet werden und 
am 24. und 25. Mai 2026, im Bereich der Volksschule stattfinden.  
Auf Grund der guten Erfahrung aus den Vorjahren soll wieder die Firma Wüdschütz Event-
Catering, Steinackerweg 3, 4020 Linz mit der Planung, Organisation und Durchführung des 
Mittelalterfestes beauftragt werden. 
Die Gesamtkosten betragen voraussichtlich € 81.500,00, wobei ein allfälliger Gewinn bzw. 
Verlust zu gleichen Teilen von der Stadtgemeinde Hainburg a.d.Donau und der 
Vermögensverwaltung Sparkasse Hainburg Privatstiftung Ges.m.b.H. getragen werden soll. 
 

Antrag des Stadtrates 
 

Der Gemeinderat möge die Abhaltung des Mittelalterfestes 2026 beschließen. Mit der Planung,  
Organisation und Durchführung soll die Firma Wüdschütz Event-Catering, Steinackerweg 3, 4020 
Linz beauftragt werden. Die Gesamtkosten betragen voraussichtlich € 81.500,00 inkl. USt. 
 
Beschluss:  Der Antrag wird angenommen 
Abstimmungsergebnis:  Einstimmig  
 
 
25. Bericht des Prüfungsausschusses 
 
Der Prüfungsausschuss der Stadtgemeinde Hainburg a.d.Donau hat am 4. November 2025  
eine unangesagte und am 2. Dezember 2025 eine angesagte Prüfung der Gemeindegebarung 
durchgeführt. 
Die Berichte des Prüfungsausschusses werden dem Gemeinderat, mit den schriftlichen 
Stellungnahmen des Bürgermeisters und des Kassenverwalters, zur Kenntnis gebracht. 
 
 

g. u. g. 
 
Der Schriftführer:                                                                                  Der Vorsitzende: 
 
 
 
......................................                                                                  ............................................. 
 

Die Richtigkeit des vorstehenden Protokolls bestätigen namens der im 
Gemeinderat vertretenen Fraktionen: 

 
 
 
            .................................                                                .................................                      
 
 
 
            .................................                                                .................................                      


